

Anlage 6 zu GRDrs 920/2020

Änderung der Entgeltbestimmungen
für die Benutzung der öffentlichen Abwasserbeseitigung
vom 26. Oktober 2006,
Die Entgeltbestimmungen für die Benutzung der öffentlichen Abwasserbeseitigung vom 26. Oktober 2006 (Amtsblatt Nr. 48 vom 30. November 2006, Stadtrecht Nr. 7/8 a), zuletzt geändert am 14. November 2019 werden wie folgt geändert:
§ 1
1. In § 2 wird Absatz 1 wie folgt neu gefasst:

„Der Entgeltplicht für die Abwasserbeseitigung unterliegt ein Grundstück, wenn es an die öffentliche Abwasserbeseitigung angeschlossen ist. Ein Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im grundbuchrecht-lichen Sinn. Mehrere Grundstücke, die eine wirtschaftliche Einheit im Sinne des Bewertungsgesetzes bilden, gelten jedoch als ein Grundstück. Auch Sondereigentum auf einem Grundstück kann zur Entrichtung des Schmutz-wasserentgelts herangezogen werden.“

2. In § 5 wird Absatz 5 wie folgt neu gefasst:

„In den Fällen von Abs. 2 Nr. 2 bis 7 hat der Entgeltschuldner auf Verlangen der Landeshauptstadt Stuttgart auf seine Kosten geeignete Messeinrichtungen anzubringen und in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten. Die Landeshauptstadt Stuttgart ist berechtigt, den Zählerstand abzulesen. Die Eigentümer und Besitzer der Grundstücke und Gebäude haben den Ablesern zu den Messeinrichtungen Zutritt zu gewähren und das Ablesen des Zählerstandes zu dulden. Die Ableser dürfen Wohnungen im Sinne von Art. 13 Grundgesetz nur mit Einwilligung des Berechtigten, Betriebs- und Geschäftsräume ohne Einwilligung nur in den Zeiten betreten, in denen diese normalerweise für die geschäftliche oder betriebliche Nutzung zur Verfügung stehen.“

3. In § 6 wird Absatz 1 wie folgt neu gefasst:

„Wassermengen, die nachweislich nicht über die Grundstücksentwässe-rungsanlage in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet worden sind, werden auf Antrag des Entgeltschuldners von der angefallenen Schmutz-wassermenge (§ 5 Abs. 2) abgesetzt. Die Wassermengen, sind mit einem entsprechend den Eichfristen geeichten Wasserzählers nachzuweisen.“
4. In § 6 wird Absatz 2 wie folgt neu gefasst:

„Wassermengen, die nachweislich (nicht durch einen entsprechend den Eich-fristen geeichten Wasserzähler) nicht über die Grundstücksentwässerungs-anlage in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet worden sind, werden auf Antrag des Entgeltschuldners von der angefallenen Abwassermenge (§ 5 

Abs. 2) abgesetzt, soweit sie 20 m³ innerhalb von 12 Monaten übersteigen. Bei kürzeren oder längeren Ableseperioden reduziert oder erhöht sich diese Menge um ein Zwölftel pro Monat.“
5. In § 11 wird Absatz 2 wie folgt neu gefasst:

„Die Zuschläge nach Abs. 1 Nrn. 1 und 2 werden nebeneinander erhoben.“
§ 2
Inkrafttreten

Die Änderung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.
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